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Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung 5 · 79083 Freiburg i. Br. 

 

Kohler Naturenergie GbR 

Herr Werner Kohler 

Drei-Linden-Hof 3 
78647 Trossingen/Schura 

 

Abteilung 5 – Umwelt 

Referat 54.2 - Industrie/Kommunen / Schwerpunkt Kreis-

laufwirtschaft 

 

Name: XXXXXXXXX 

Telefon: 0761 208-xxxx 

E-Mail: xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

Geschäftszeichen: RPF54.2-8823-4162/7/1 

 (bei Antwort bitte angeben) 

Datum: 21.07.2026 

 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)       
Antrag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Änderungsge-
nehmigung zur Erweiterung einer landwirtschaftlichen Biogasanlage in 
Trossingen/Schura 
 

Sehr geehrter Herr Kohler, 

auf Ihren im Betreff genannten Antrag vom 02.08.2024, zuletzt ergänzt am 27.03.2026, ergeht 
durch das Regierungspräsidium Freiburg gemäß §§ 6, 16 und 19 Abs. 4 BImSchG folgende  

1  Entscheidung 

Die Kohler Naturenergie GbR erhält die immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 
zur Erweiterung der landwirtschaftlichen Biogasanlage auf Flurstück-Nr. 1520 der Gemarkung 

78647 Trossingen/Schura. 

1.1  Inhalt der Änderungsgenehmigung 

Die Änderung umfasst insbesondere: 

• Errichtung eines neuen Gärrestlagers (GREL 4) mit Tragluftfolienabdeckung mit einem 
Durchmesser von 32 m, einem Volumen Vnetto = 5.950 m³ und einem maximalen 
Gasspeichervolumen Vmax = 8.773 m³ 

• Ausbau eines bestehenden Gärrestlagers (GREL 2) um eine Tragluftfolienabdeckung 
mit einem Volumen Vnetto = 3.250 m³ und einem maximalen Gasspeichervolumen Vmax = 
7.049 m³ 

• Umnutzung eines Fahrsilos für die Lagerung von festen Gärresten 

mailto:abteilung5@rpf.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/
https://www.service-bw.de/
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• Errichtung einer Anlagenumwallung 
 

Der Umfang der Gesamtanlage wird unter Ziffer 2 näher beschrieben. 

1.2  Konzentrationswirkung 

Die immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung schließt die nachfolgenden Entschei-
dungen gemäß § 13 BImSchG mit ein. Im Übrigen ergeht diese Entscheidung unbeschadet ande-

rer behördlicher Entscheidungen, die nicht nach § 13 BImSchG von dieser Entscheidung einge-
schlossen werden: 

1.2.1 Baugenehmigung 

Für die Errichtung der baulichen Anlagen wird die Baugenehmigung nach § 58 

Landesbauordnung (LBO) erteilt. 

Die Baugenehmigung wird ohne Baufreigabe erteilt. Mit der Errichtung der genehmigten 
baulichen Anlagen darf erst nach der Baufreigabe durch die untere Baurechtsbehörde 
begonnen werden. 

1.3  Antragsunterlagen 

Die unter Ziffer 3 aufgeführten und mit einem Genehmigungsvermerk versehenen 
Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Entscheidung und bestimmen deren Umfang.  

1.4  Nebenbestimmungen 

Die Genehmigung erfolgt unter den in Ziffer 4 aufgeführten Inhalts- und Nebenbestimmungen. 

1.5  Erlöschen der Genehmigung 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Anlage erlischt, wenn nicht innerhalb 

einer Frist von drei Jahren ab Bestandskraft der Genehmigung mit der Errichtung oder dem 
Betrieb der Anlage begonnen wurde. 

1.6 Andere Entscheidungen/Rechte Dritter 

Die Genehmigung ergeht unbeschadet anderer behördlicher Entscheidungen, die nach § 13 
BImSchG nicht von dieser Entscheidung eingeschlossen werden. Die Genehmigung ergeht 
unbeschadet Rechte Dritter. 
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1.7 Kosten und Gebühren 

Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens. Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in 

Höhe von XXXXx € festgesetzt. 

2 Umfang der Gesamtanlage 

Bei der Anlage zur biologischen Behandlung von Gülle handelt es sich um eine Anlage gemäß 
Nr. 8.6.3.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV, mit einer Erzeugung von 1,94 Mio. Normkubikmeter 

Biogas pro Jahr. 
 

Die Anlage zur Lagerung von Biogas ist eine Anlage gemäß Nr. 9.1.1.2 des Anhangs 1 der 4. 
BImSchV (Anlagen zur Lagerung von Stoffen und Gemischen in Behältnissen mit mehr als 

1.000 Kubikzentimetern). Die beantragte Lagerkapazität liegt bei 27,96 Tonnen. 
 
Bei der Anlage zur Lagerung von Gülle handelt es sich um eine Anlage gemäß Nr. 9.36 des 
Anhang 1 der 4. BImSchV (Anlagen zur Lagerung von Gülle oder Gärresten) mit der 
beantragten Lagerkapazität von bis zu 12.083 m³. 
 
Bei den Blockheizkraftwerken (BHKW) handelt es sich um eine Anlage im Sinne der Nr. 1.2.2.2 
des Anhangs 1 der 4. BImSchV mit einer Feuerwärmeleistung von 3.022 kW FWL. 

3 Antragsunterlagen 

Die folgenden Antragsunterlagen sind Teil dieser Entscheidung und bestimmen deren Inhalt 
und Umfang, sofern durch Nebenbestimmungen und Grüneinträge nicht andere Regelungen 

getroffen sind. Die Anlage ist insgesamt plan- und bestimmungsgemäß zu errichten. 

Register 1 Anträge 

Antrag nach Bundesimmissionsschutzgesetz mit Formblätter Anlage 1, 

Anlage 1 Formblatt 1, 2.1, 2.2, 3.1, 3.2, 3.3, 4, 5.1, 5.2, 5.3, 6.1, 6.2, 7, 8, 9, 10.1, 

10.2, 11; Bauantrag; Anzeige nach § 7 Störfall; Vollmacht; Kurzbeschreibung 

Register 2 Textteil / Berechnungen 

Erläuterungsbericht; Anlagenauslegung; Störfallberechnung; Vorprüfung 
Umweltverträglichkeitsprüfung; Angemessener Sicherheitsabstand 

KAS 18; Bodenschutzkonzept; Gutachterliche Stellungnahme 

Geruchsemissionen und -immissionen; Berechnung Rückhaltevolumen 
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Register 3 Planteil 

Lageplan 1:2500; Lageplan 1:500; Grundriss, Ex-Zonen 1:200; Ansichten, 

Schnitt 1:100; Fließbild; Bodenschutzplan; Entwässerungsplan 

Register 4 Datenblätter, Prospekte 

Datenblatt Tragluftdach; Datenblatt Zwischenraumüberwachung; 

Datenblatt Gasfackel 

Register 5 Gesellschaftsvertrag / Abnahmeverträge 

Datenblatt Tragluftdach; Datenblatt Zwischenraumüberwachung; 

Datenblatt Gasfackel 

4 Nebenbestimmungen 
4.1  Allgemeines 
4.1.1  

Abweichungen von den genehmigten Plänen und Beschreibungen dürfen nur im vorherigen 

Einvernehmen mit dem Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.2, vorgenommen werden. 

4.1.2  

Das Datum der Inbetriebnahme ist nach Umsetzung der oben genannten Änderungen dem 
Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.2, vorab schriftlich mitzuteilen. 

4.1.3  

Betriebsstörungen, deren Auswirkungen über das Betriebsgelände hinausgehen können oder 
bei denen innerhalb des Betriebsgeländes Gefahren für die Gesundheit beziehungsweise 
Leben zu befürchten sind, sowie Betriebsstörungen, bei denen wassergefährdende Stoffe 

austreten und eine Verunreinigung oder Gefährdung eines Gewässers nicht auszuschließen ist, 
müssen  

• sofort der Polizei unter 110 und  

• schnellstmöglich dem Regierungspräsidium Freiburg Abteilung 5, Referat 54.2 
(Referat54.2@rpf.bwl.de) mitgeteilt und dokumentiert werden.  
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Auch Ereignisse, die nach dem Anhang VI, Teil 1 der Störfallverordnung (StörfallV) 
meldepflichtig sind (z. B. Entzündung, Stofffreisetzungen), sind dem Regierungspräsidium 

unabhängig von den Auswirkungen schnellstmöglich mitzuteilen. Die Mitteilung hat unter 
Verwendung des Anhangs VI, Teil 2 der StörfallV zu erfolgen. Auf den „LAI-Leitfaden 

meldepflichtige Ereignisse im Sinne der Störfall-Verordnung“ wird in diesem Zusammenhang 
verwiesen. 

4.2 Immissionsschutz 
4.2.1 Emissionsgrenzwerte: 

Entsprechend der 44. BImSchV werden folgende Grenzwerte für die Abgase, bezogen auf einen 
Volumengehalt an Sauerstoff von 5 %, festgelegt: 

BHKW 1 2 3 

Feuerungswärmeleistung 1.800 kW 581 kW 641 kW 

Kohlenmonoxid CO 0,50 g/m3 0,50 g/m3 0,50 g/m3 

Stickstoffoxide NOx 

(ab 01.01.2029) 

0,5 g/m3 

0,1 g/m3 

0,5 g/m3 

0,1 g/m3 

0,5 g/m3 

0,1 g/m3 

Schwefeloxide S/SOx 0,09 g/m3 0,09 g/m3 0,09 g/m3 

Formaldehyd HCHO 30 mg/m3  30 mg/m3  30 mg/m3  

Cges (organischer Gesamtkohlen-
stoff) 

ab 01.01.2029 

 

 

1,3 g/m3 

 

 

1,3 g/m3 

 

 

1,3 g/m3 

 

4.2.2 Messintervall 

Die Einhaltung des Emissionsgrenzwertes von Schwefeloxiden ist alle drei Jahre 
wiederkehrend durch Messung nachzuweisen. Die restlichen unter 4.2.1 aufgeführten 

Emissionsgrenzwerte sind jährlich wiederkehrend durch Messung nachzuweisen. 

4.2.3 Messung 

Die Messungen sollen bei Betriebsbedingungen durchgeführt werden, die erfahrungsgemäß zu 
den höchsten Emissionen führen können.  

Die Termine sind dem Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.2, frühzeitig, mindestens 14 
Tage vor Messbeginn, mitzuteilen. 
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4.2.4 Messbericht 

Über die Messungen ist ein Messbericht zu erstellen, welcher der Überwachungsbehörde 

unverzüglich in Papier- und/oder elektronischer Form vorzulegen ist. 

4.2.5  Emissionserklärung 

Gemäß den Maßgaben der 11. BImSchV (Verordnung über Emissionserklärungen) ist für den 
Genehmigungsbestand Punkt 1.2.2.2 des Anhangs der 4.BImSchV regelmäßig eine 
Emissionserklärung an die Landesanstalt für Umweltschutz Baden-Württemberg (LUBW) 
abzugeben. 

4.2.6 Fahrwege und Betriebsflächen 

Fahrwege und Betriebsflächen im Anlagenbereich sind zu befestigen und sauber zu halten. 

4.2.7 Fahrsilo 

Die Silagen sind mit einer geeigneten Abdeckung zu versehen. Die Anschnittsfläche darf 
maximal 45 m² groß sein. 

Die festen Gärreste in Fahrsilo 1 sind in geeigneter Weise vollständig abzudecken. 

4.2.8 Anforderungen Tragluftdächer 

Äußere Wetterschutzmembran: 

• Mindestzugfestigkeit von 3.000 N/5 cm 

• Weiterreißkraft von 550 N in Richtung Kette und 500 N in Schussrichtung 

• Möglichst reflektierend für Wärmestrahlung (lichtgrau) 

• UV-beständig 

• Statisch leitfähig oder ableitend 

Innere Gasmembran: 

• Durchlässigkeit bezogen auf Methan < 500 ml / (m² x d x 1.000 hPa) 

• Temperaturbeständigkeit für den Anwendungsfall (mesophiler, thermophiler 
Vergärungsprozess) 
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• Statisch leitfähig oder ableitend 

4.2.9 Zwischenraumüberwachung 

Der Zwischenraum oder Abluftstrom der Gärbehälter und Gasspeicher ist kontinuierlich auf 
Leckagen zu überwachen. Die gemessenen Werte sind wöchentlich im Hinblick auf die 

Entstehung von Undichtigkeiten auszuwerten, sofern dies nicht automatisch erfolgt. Die 
Dokumentation ist fünf Jahre aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen 

vorzulegen. 

4.2.10 Überwachung Gasspeicher 

Der Gasfüllstand der Gasspeicher, einschließlich derjenigen in Gärbehältern, ist kontinuierlich 

zu überwachen und anzuzeigen. Sie müssen zusätzlich mit automatischen Einrichtungen zur 
Erkennung und Meldung unzulässiger Gasfüllstände ausgerüstet sein. Zusätzliche 
Gasverbrauchseinrichtungen sind so zu steuern, dass sie automatisch in Betrieb gesetzt 
werden, bevor Emissionen über Überdrucksicherungen entstehen. Das Ansprechen von Über- 
oder Unterdrucksicherungen muss Alarm auslösen und ist zu registrieren und zu 
dokumentieren. Die Dokumentation ist fünf Jahre aufzubewahren und der zuständigen Behörde 
auf Verlangen vorzulegen. Die Über- und Unterdrucksicherungen sind so auszuführen, dass 

nach deren Ansprechen wieder ein funktionsfähiger Gasabschluss vorhanden ist. 

4.2.11 Instandhaltung 

Ist für Instandhaltungsarbeiten ein Öffnen gasbeaufschlagter Anlagenteile erforderlich, ist die 
Emission von Biogas zu vermeiden oder, soweit dies nicht möglich ist, zu minimieren. 

4.2.12 Gasfackel 

Kann Biogas, auf Grund von Abweichungen vom normalen Betrieb nicht verwertet werden, ist 

es durch eine fest installierte Fackel zu verbrennen. 

Die Fackelanlage muss bis zum 01.12.2026 mit automatischen Zünd- und 
Überwachungseinrichtungen ausgestattet sein und im Anforderungsfall automatisch in Betrieb 

gehen. 

Beim Austausch der bestehenden Gasfackel ist das Regierungspräsidium Freiburg, Referat 
54.2, zu informieren. Es ist darauf zu achten, dass eine verdeckt brennende Fackel eingesetzt 
wird, welche eine Abgastemperatur an der Flammspitze von mindestens 850 °C erreicht. 

Durch den Anlagenbetreiber ist regelmäßig zu prüfen, ob die Gasfackel auch im Schadensfall 
(z. B. Brand BHKW; Ausfall Verdichter) sicher betrieben werden kann.  
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4.2.13 Separierung 

Die separierten Gärreste sollen im Rahmen des düngerechtlich Zulässigen zeitnah 

landwirtschaftlich verwertet werden. Bei Lagerungszeiten über 72 Stunden ist zur Verringerung 
der windinduzierten Emissionen eine dreiseitige Umwandung des Lagerplatzes vorgegeben. 

Das Geruchsgutachten sieht vor, dass Fahrsilo 1 (separierte Gärreste), um die Immissionen 
möglichst gering zu halten, in geeigneter Weise abgedeckt werden muss. 

4.2.14 Altanlagensanierung Gärresttrocknung 

Ab dem 01.12.2026 dürfen im Abgas der Gärresttrocknungsanlage folgende 
Massenkonzentrationen nicht überschritten werden: 

Staub    10 mg/m³  

Ammoniak  10 mg/m³ 

Abgase aus der Trocknung von Gärresten sind einem sauren Wäscher oder einer 

gleichwertigen Abgasreinigungseinrichtung zur Entfernung von Ammoniak zuzuführen. 
Zusätzlich ist ein Emissionsminderungsgrad für Ammoniak von mindestens 90 Prozent 
einzuhalten. 

4.2.15 Altanlagensanierung Fermenter 2 und Gärrestlager 1 

Gasspeicher und Gärbehälter mit Gasmembran ohne zusätzliche Umhüllung oder mit 
zusätzlicher Umhüllung, aber ohne Zwischenraumüberwachung oder ohne Überwachung der 
Abluft der Stützluft, sind beim Ende der Standzeit der Gasmembran, beim Austausch einer 
Membran wegen irreparabler Beschädigung oder spätestens bis zum 1. Dezember 2029 mit 
einer zusätzlichen äußeren Umhüllung der Gasmembran und einer kontinuierlichen 
Überwachung des Zwischenraums oder Abluftstrom des Zwischenraums gemäß TA Luft 2021 

nachzurüsten, es sei denn, dies ist wegen der Beschaffenheit des zugehörigen Gärbehälters 
technisch nicht möglich. 

4.2.16 Gärrestlager 3 

Der Behälter Gärrestlager 3 (GREL 3) ist nur noch zur reinen Lagerung von Oberflächenwasser 

zu nutzen.  
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4.3 Anlagensicherheit 
4.3.1 Sicherheitstechnische Prüfung nach TRAS 120 

Die Anlagen sind vor der Inbetriebnahme und anschließend alle drei Jahre durch einen 
zugelassenen Sachverständigen nach § 29b BImSchG auf die Einhaltung der im Anhang V der 

TRAS 120 aufgeführten Mindestinhalte zu kontrollieren (sicherheits-technische Prüfung). 

Das Ergebnis ist dem Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.2, spätestens einen Monat 
nach erfolgter Durchführung vorzulegen. Sofern es zur Abwehr gegenwärtiger Gefahren 
erforderlich ist, ist das Ergebnis unverzüglich vorzulegen. 

4.3.2 Prüfungen nach BetrSichV 

Die Erweiterungen der Anlagen sind mit Inbetriebnahme nach § 15 
Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) sowie nach § 16 BetrSichV wiederkehrend zu 
prüfen: 

• Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen sind mindestens alle sechs Jahre auf 
Explosionssicherheit zu prüfen. 

• Zusätzlich zur Prüfung auf Explosionssicherheit sind Geräte, Schutzsysteme, Sicherheits-, 
Kontroll- und Regelvorrichtungen in einem explosionsgefährdeten Bereich wiederkehrend 
mindestens alle drei Jahre zu prüfen. 

• Lüftungsanlagen, Gaswarneinrichtungen und Inertisierungseinrichtungen sind 
wiederkehrend jährlich zu prüfen. 

Die Prüfungen nach §§ 15 und 16 BetrSichV können in Verbindung mit der 
sicherheitstechnischen Prüfung nach Ziffer 4.3.1 erfolgen. 

4.3.3 Dichtheitsprüfung 

Die Dichtheit aller gasbeaufschlagten Anlagenteile, einschließlich der Funktionsfähigkeit und 

Dichtheit von Armaturen ist vor Inbetriebnahme und danach alle drei Jahre durch eine 
geeignete Person im Sinne der TRAS 120 zu prüfen und zu bewerten. Die Prüfung kann bei 

Anlagenteilen, welche ständig auf Dichtheit überwacht werden, entfallen.  

Sind Anlagenteile konstruktiv auf Dauer technisch dicht, kann das Prüfintervall in Abstimmung 

mit dem Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.2 auf zwölf Jahre verlängert werden.  

Eine Dichtheitsprüfung vor Inbetriebnahme ist auch vor Wiederinbetriebnahme nach 
wesentlichen oder störfallrelevanten Änderungen, nach Instandsetzung oder nach 
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vorübergehender Außerbetriebnahme für mehr als ein Jahr erforderlich. Soweit es das für 
Dichtheitsprüfungen eingesetzte Verfahren ermöglicht, sind hierbei als Prüfgas Luft oder inerte 

Gase zu verwenden. Die Dichtheitsprüfung kann durch gleichwertige Prüfungen nach der 
Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBl. I S. 49), die zuletzt durch Artikel 1 

der Verordnung vom 30. April 2019 (BGBl. I S. 554) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, oder nach der GefStoffV ersetzt werden.  

Eine Prüfung auf Leckagen mittels eines geeigneten, methansensitiven, optischen Verfahrens 
ist jeweils nach Ablauf von drei Jahren zwischen den Dichtheitsprüfungen durchzuführen. 

4.3.4 Montage Membransystem 

Die ordnungsgemäße Montage der Membransysteme auf Gärresteläger 2 und 4 muss durch 
eine Person mit Fachkunde für die Errichtung gemäß Kapitel 2.6.2 TRAS 120 überwacht und 
bestätigt werden.   

4.3.5 Blitzschutz 

Die Anlagen sind entsprechend TRAS 120 mit einem inneren und einem äußeren Blitzschutz zu 
versehen. Von einem äußeren Blitzschutz kann abgesehen werden, wenn durch einen 
Sachverständigen vor Inbetriebnahme der Anlage (Erweiterung) bestätigt wird, dass eine 
ernste Gefahr durch Blitzschlag ausgeschlossen werden kann. Die Bestätigung ist dem 
Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.2, vorzulegen. 

4.3.6 Notabschaltungen 

Notabschaltungen müssen ständig zugänglich gehalten werden und eindeutig gekennzeichnet 
und beschriftet sein.  

Alle Absperrvorrichtungen und Einrichtungen zur Notabschaltung sind zu kennzeichnen. An 
allen Absperrvorrichtungen für Gas, auch an elektrisch oder pneumatisch betätigten 
Gasabsperrklappen, muss die AUF/ZU Position leicht erkennbar sein. Wenn mehrere 
Absperrvorrichtungen betätigt werden müssen, um einen Anlagenteil außer Betrieb zu 
nehmen, muss die Beschriftung eine eindeutige Nummerierung enthalten.  

4.3.7 Kennzeichnung explosionsgefährdeter Bereiche 

Explosionsgefährdete Bereiche müssen an ihren Zugängen durch entsprechende Schilder der 
Richtlinie 1999/92/EG mit schwarzer Schrift auf gelben Grund gekennzeichnet werden.  
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4.3.8 Kennzeichnung Rohrleitungen 

Rohrleitungen sind gemäß DIN 2403 entsprechend dem Durchflussstoff und der Fließrichtung 

zu kennzeichnen.  

4.3.9 Dokumentation nach TRAS 120 

Es sind folgende Dokumente zu erarbeiten bzw. zu aktualisieren:  

• ein Überwachungskonzept zur Eigenüberwachung gemäß Kapitel 2.6.3 TRAS 120,  

• ein Prüf- und Instandhaltungsplan zur Prüfung und Instandhaltung gemäß Kapitel 2.6.4 
TRAS 120 und  

• ein Notfallplan gemäß Kapitel 2.6.5 und Anhang II, ein Alarmplan und ein Notstromkonzept 
gemäß TRAS 120.  

Diese Dokumente müssen in der Anlage jederzeit einsehbar sein und sind bei Prüfungen oder 

den zuständigen Behörden auf Verlangen vorzulegen. 

Das Konzept zur Verhinderung von Störfällen mit integriertem Explosionsschutzdokument und 
Explosionszonenplan ist zu erarbeiten und notwendige Schutzmaßnahmen sind umzusetzen.  
Dem Regierungspräsidium Freiburg, Referat 54.2, ist das Konzept vor Inbetriebnahme 
vorzulegen. 

4.3.10 Information der Öffentlichkeit 

Spätestens mit der Inbetriebnahme der ausgetauschten Gasspeicher ist die Öffentlichkeit nach 
§ 8a der 12. BImSchV zu informieren. Der Link zur Internetveröffentlichung ist dem 

Regierungspräsidium Freiburg zuzusenden. 

4.4 Arbeitsschutz 
4.4.1 Gefährdungsbeurteilung 

Zum Schutz anderer Personen (z. B. Auftragnehmer, Kunden, Besucher) sind 
Gefährdungsbeurteilungen und Betriebsanweisungen gemäß Biostoffverordnung (BioStoffV) 

und Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) zu aktualisieren. 

Werden Mitarbeiter eingestellt, gelten die Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes.   
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4.4.2 Fremdfirmen 

Fremdfirmen sind bei der Gefährdungsbeurteilung bezüglich der betriebsspezifischen 

Gefahren zu unterstützen.  

Sind Beschäftigte anderer Arbeitgeber im Betrieb tätig, ist sicher zu stellen, dass sie 
angemessene Anweisungen hinsichtlich der Gefahren für Sicherheit und Gesundheit während 
der Tätigkeit erhalten haben. 

4.4.3 Bauarbeiten 

Werden auf der Baustelle Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig, so sind ein oder mehrere 
geeignete Koordinatoren zu bestellen. Der Bauherr oder der von ihm nach § 4 
Baustellenverordnung beauftragte Dritte kann die Aufgaben des Koordinators auch selbst 
wahrnehmen. 

Sind Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig ist bei besonders gefährlichen Arbeiten vor 
Einrichtung der Baustelle ein Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan zu erstellen. Der Plan 
muss u. a. Schutzmaßnahmen für die besonders gefährlichen Arbeiten enthalten. 

4.4.4 Netzstromausfall 

Ein sicherer Betrieb der Biogasanlage und ggf. der Gasfackel muss auch bei Netzstromausfall 
gewährleistet sein, geeignete Notfall- und Maßnahmenpläne sind bereitzuhalten. Die 

Bereitstellung einer Ersatzstromversorgung durch die Feuerwehr oder Hilfsorganisationen ist 
bei den erforderlichen Planungen und Vorbereitungen nicht anzunehmen.  

4.5 Naturschutz 

Als Ausgleich für die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft sind auf 
dem Flst. 1520, Gemarkung Schura, insgesamt zwölf hochstämmige Obstbäume südlich der 
Grube und östlich des geplanten Milchviehstalles (siehe Maßnahme Al in der E-/A-Bilanz vom 
25.05.2023) mit einem Stammumfang von mindestens 12 cm zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten 
und zu pflegen. Eine ausreichende Bewässerung ist zu gewährleisten. Die Obstbäume sind 
durch eine An- und Aufwuchspflege, Erziehungsschnitt jährlich die ersten fünf Jahre, danach 

Erhaltungsschnitt alle vier bis sieben Jahre zur Erhaltung der Vitalität zu pflegen. Bei Ausfall ist 

gleichwertiger Ersatz zu pflanzen. 

Die Pflanzung ist zeitgleich mit dem Baubeginn oder innerhalb der nächst möglichen 
Pflanzperiode umzusetzen. 
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Die Umsetzung des Ausgleichs ist dem Landratsamt Tuttlingen, Untere Naturschutzbehörde 
(umwelt@landkreis-tuttlingen.de), nachzuweisen (Rechnung und Foto). 

Hinweis 
Die Maßnahme ist eine Ausgleichs-/Ersatzmaßnahme nach § 15 Abs. 2 BNatSchG, die in das 
öffentlich einsehbare Kompensationsverzeichnis eingetragen wird. 

4.6 Wasserrecht 
4.6.1 Fachbetriebspflicht 

Nach § 45 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(AwSV) hat die Errichtung der Gärproduktebehälter sowie der zugehörigen Anlagenteile 

(Umwallung) durch Fachbetriebe nach § 62 AwSV zu erfolgen. 

4.6.2 Prüfungen 

Die Biogasanlage ist gemäß § 46 AwSV nach wesentlicher Änderung durch einen 
Sachverständigen gem. § 53 AwSV zu prüfen. Danach muss die Prüfung regelmäßig im 
Abstand von fünf Jahren erfolgen. Die Prüfberichte sind dem Regierungspräsidium Freiburg 
unverzüglich nach Erhalt vorzulegen. 

4.6.3 Umwallung 

Die Anlage ist mit einer Umwallung entsprechend der Antragsunterlagen zu versehen. 

Hinweis 
Die Anforderungen des Arbeitsblatts DWA-A 793-1 sind bei der Errichtung des 
Gärproduktlagers und der Ausführung sowie Bemessung der Umwallung vollumfänglich 
umzusetzen. 

4.7 Bodenschutz 

4.7.1 Eingriff-/Ausgleich 

Der Eingriff in das Schutzgut von 6.400 ÖP ist durch den Oberbodenauftrag auf Flst. 352 und 
Flst. 353 in einer Mächtigkeit von 20 cm auf einer Teilfläche von ca. 1.200 m² (Aufwertung 4.800 

ÖP) auszugleichen. 

Dieser Oberbodenauftrag ist zu dokumentieren und nachzuweisen. 

mailto:umwelt@landkreis-tuttlingen.de
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Das verbleibende Restdefizit von 1.600 ÖP ist im Zuge der Bauausführung des Milchviehstalles 
auszugleichen. Falls der Milchviehstall nicht gebaut werden sollte, ist das Restdefizit 

schutzgutübergreifend in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde auszugleichen. 

4.7.2 Silagelagerung 

Eine Lagerung von Silage auf unbefestigten Boden ist nicht gestattet. 

4.7.3 Bodenschutz 

In der Planungsphase sowie bei Durchführung der Bauarbeiten sind die Belange des 
Bodenschutzes, insbesondere der sorgsame, haushälterische und schonende Umgang mit 
Boden sowie die nachhaltige Sicherung oder Wiederherstellung der Bodenfunktionen 

(Umwallung) zu berücksichtigen.  

Die mit den Baumaßnahmen betrauten ausführenden Personen (Bauherren, Architekten, 
Bauunternehmen) sind entsprechend zu informieren.  

Die Baustellenabwicklung ist so zu organisieren, dass die Flächen außerhalb künftiger 
Erschließungsflächen nicht von Baufahrzeugen befahren oder als Lagerfläche genutzt werden. 

Hierfür sind vorrangig bereits beanspruchte Flächen zu verwenden.  

Bei den Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 18915 und der DIN 19731 einzuhalten sowie 

die Inhalte des Bodenschutzkonzeptes Stand 21.03.2023 und Bodenschutzplan zu 
berücksichtigen.  

Beim Aufbringen von Bodenmaterial auf landwirtschaftlich genutzte Böden 
(Oberbodenauftrag) deren Ertragsfähigkeit nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen und 

darf nicht dauerhaft verringert werden.  

Der Oberboden für den Oberbodenauftrag ist ohne Zwischenlagerung auf den Flurstücken 
Nr. 352 und Nr. 353, Gemarkung Schura, auf einer Teilfläche von ca. 1.200 m² in einer 

Mächtigkeit von 20 cm aufzutragen.  

Schädliche Bodenveränderungen wie Bodenverdichtung, Bodenvernässung und 
Bodenverunreinigung (u. a. Verfüllen der Baugruben mit Bauschutt und Bauabfall) sind 
abzuwehren.  

Aufgrund sehr hoher Verdichtungsempfindlichkeit des Bodens (z. B. falsche Bodenfeuchte, 
schlechte Witterung usw.) sind entsprechende, geeignete, technische Schutzmaßnahmen (z. B. 
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Kettenfahrzeuge, Verlegung von lastverteilenden Platten Baggermatten/Alupanels, ggf. 
Oberbodenabtrag mit Geotextilvlies, Ausschotterung) vorzusehen.  

Bei Bodenaushub für den Anhaltspunkt einer geruchlichen Kontamination besteht oder mit 
bodenfremden Beimengungen (z. B. Bauschutt, Asphaltbrocken) versehen ist, sind Haufwerke 
zu bilden und zu beproben, um den Verwertungs-/Entsorgungsweg festlegen zu können.  

Der anfallende unbelastete Erdaushub (Ober- und Unterboden) ist ordnungsgemäß zu 
verwerten. Die Beseitigung auf einer Erddeponie ist ausnahmsweise und nur dann zulässig, 
wenn Verwertungsmöglichkeiten nachweislich nicht gegeben sind.  

Bei der Verwertung von Bodenmaterial sind nach den §§ 6 bis 8 Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung deren Vorsorgewerte sowie die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung 
(EBV) einzuhalten.  

Bei der Wiederherstellung der Bodenfunktionen (Umwallung, geplante Grünflächen) sind die 

Anforderungen nach §§ 6 und 7 BBodSchV zu beachten.  

Der Aufbau/die Wiederherstellung der Bodenfunktionen (Auftrag von durchwurzelungsfähigem 
Erdmaterial (Unterboden) und Oberboden) ist zu dokumentieren und nachzuweisen.  

Nach Beendigung der Erdarbeiten (Oberbodenauftrag) ist eine schnelle Begrünung zur 
Bodenverbesserung mit tiefwurzelnden Pflanzen (z. B. Luzerne, Ölrettich (Ackerland), 

Kleegrasmischungen, Grasmischungen (Grünland)) zur Gefügestabilisierung erforderlich. 

 

Hinweise: 
Bezüglich der Erdarbeiten verweisen wir ergänzend auf das Erdaushubmerkblatt des 

Landratsamtes Tuttlingen, das auf der Homepage des Landratsamtes bei der Volltextsuche 
unter Erdaushub einzusehen ist.  

Auffüllungen/Verwertung und die Flächenneuinanspruchnahme (Fahrsilo, Fahrwege, 
Umwallung) im Außenbereich sind (eventuell) nach anderen Rechtsvorschriften als nach 

Immissionsschutzrecht/Baurecht genehmigungspflichtig und zwar unabhängig von der Größe.  

Eine Erdablagerung (Verwertung) von Oberboden/Unterboden oder die 
Flächenneuinanspruchnahme über die Darstellung des Bauantrages/Oberbodenauftrag hinaus 
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ist daher rechtzeitig vorher dem Landratsamt Tuttlingen, Wasserwirtschaftsamt, schriftlich 
anzuzeigen.  

Bei Verwertung von RC-Baustoffen (RC) sind die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung 
(EBV) inklusive der damit verbundenen Dokumentationspflichten einzuhalten.  

Qualifiziertes Recyclingmaterial darf nur entsprechend der nach Ersatzbaustoffverordnung 
zulässigen Einbaukonfiguration verwertet werden.  

Gemäß § 4 EBV sollte der Eignungsnachweis des Recycling-Fachbetriebes vorliegen.  

4.7.4 Entwässerung Tragluftdächer 

Das auf den geplanten Tragluftdächern anfallende Niederschlagswasser ist breitflächig über 
bewachsenen Oberboden abzuleiten. 

4.8 Brandschutz 

4.8.1 Löschwasser 

Es sind 192 m³ Löschwasser für zwei Stunden (96 m³/h) im Umkreis von höchstens 300 m 
bereitzuhalten.  

Die Löschwasserbereitstellung darf auf maximal zwei Löschwasserentnahmestellen aufgeteilt 
werden. Eine Wasserentnahme an einem Hydranten ist mittels Volumenstrommessung 
nachzuweisen, Schätzungen sind unzulässig. Die zeitgleiche Anwendung zweier Hydranten ist 
durch einen Sachkundigen im Besonderen nachzuweisen. Der jeweilige Standort der 

Löschwasserbevorratung (Behälter, Brunnen, Teiche) ist mit zuständigen 
Brandschutzdienststelle (Amt für Brand- und Katastrophenschutz, Landratsamt Tuttlingen) 

abzustimmen. Für Löschwasserbehälter ist die DIN 14230 anzuwenden, für die notwendigen 
Löschwassersauganschlüsse ist die DIN 14244 anzuwenden. Es muss jederzeit eine Zufahrt für 

die Feuerwehr möglich sein, die Vorschriften für Feuerwehrflächen sind einzuhalten. Der 
Betreiber hat durch regelmäßige Pflege und Wartung sicher zu stellen, dass jederzeit eine 

uneingeschränkte Nutzung der Löschwasserentnahmestelle für Feuerlöschzwecke erfolgen 
kann. Die Beschilderung nach DIN 4066-B2 ist um ein dauerhaftes Schild mit dem verfügbaren 
Nutzvolumen zu ergänzen. Eine Löschwasserentnahme (Behälter, Brunnen, Teich) ist unter 
Beteiligung der Gemeindefeuerwehr abzunehmen. Es ist eine praktische Entnahmeprobe 
mittels Feuerlöschkreiselpumpe durchzuführen. 
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4.8.2 Feuerwehrpläne 

Es sind Feuerwehrpläne nach DIN 14095 anzufertigen und der örtlichen Feuerwehr zur 

Verfügung zu stellen. Die „Ausführungsbestimmung zur Erstellung von Plänen für die 
Feuerwehr“ des Landkreises Tuttlingen ist hierbei im aktuellen Stand anzuwenden. 

Feuerwehrpläne sind bei jeder Änderung und spätestens alle zwei Jahre auf Aktualität zu 
prüfen und fortzuschreiben. Der Feuerwehrplan ist mit Detailplänen zu ergänzen: Detailplan 

des Gasspeichers mit Ex-Zonen, ein Energieversorgungsplan mit Elektro > 1000 V, Gas, Wasser, 
jeweilige Absperreinrichtungen und andere gefährliche Medien sowie Abwasserpläne auf 

Grundlage des Übersichtsplanes sind erforderlich. Notabschaltungen und Havariemaßnahmen 
sind darzustellen.  

4.8.3 Feuerlöscher 

Die Anlage ist mit ausreichend Handfeuerlöschern auszustatten, die an geeigneten Stellen 
ständig betriebsbereit vorgehalten werden. Die Anzahl richtet sich nach der 
Arbeitsstättenrichtlinie ASR A 2.2 (Maßnahmen gegen Brände; DIN 14406 bzw. DIN EN 3-7).  

4.8.4 Brandschutzordnung 

Der Anlagenbetreiber hat eine Brandschutzordnung Teil A, B und C aufzustellen. Gleichzeitig 
sind die Betriebsangehörigen regelmäßig zu unterrichten.  

4.8.5 Feuerwehrübungen 

Es ist der Feuerwehr Gelegenheit zu geben durch stetig wiederkehrende Übungen, 

Begehungen und Einweisungen in die Anlage Orts- und Anlagenkenntnisse zu erlangen.  

4.8.6 Hinweisschild Feuerwehrzufahrt 

An der Hauptzufahrt zur Anlage ist in 100 m Abstand (Luftlinie) zum Gaslager ein 
Hinweisschild nach DIN 4066 Teil 2 „Feuerwehrzufahrt“ gemeinsam mit dem Hinweis „100 m 

bis Biogasanlage“ anzubringen. Ein Windsack ist zusammen mit der Beschilderung dauerhaft 
anzubringen.  

4.8.7 Brandverhütungsschau 

Gemäß Verwaltungsvorschrift unterliegt die Anlage der wiederkehrenden 

Brandverhütungsschau.  

4.9  Baurecht 
4.9.1 Baufreigabevoraussetzungen 

Es ist mittels Formular Bauleitererklärung ein verantwortlicher Gesamtbauleiter zu benennen.  
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Mit der Erteilung des Baufreigabescheines kann erst gerechnet werden, wenn die vorgelegte 
statische Berechnung und die Konstruktionspläne geprüft und genehmigungsfähig sind. 

Hinweise: 
Mit den Bauarbeiten darf erst nach erfolgter Prüfung durch einen zugelassenen Prüfingenieur 
und ausdrücklicher Freigabe durch die Baurechtsbehörde Trossingen begonnen werden. Dem 
Prüfingenieur sind die genehmigten Pläne und die immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
mit Baugenehmigung zur Prüfung vorzulegen. 
 

5 Begründung 
5.1 Sachverhalt 

Die Kohler Naturenergie GbR betreibt am Standort Drei-Linden-Hof 3, 78647 Trossingen/ 
Schura, Flst. Nr.1520 eine Biogasanlage mit zugehöriger Biogasverstromung. Der Bau und 
Betrieb der Biogasanlage wurde vom Landratsamt Tuttlingen mit Entscheidung vom 18.08.2005 
(AZ 11-106.11/Gm) genehmigt. Mit der Entscheidung der Stadt Trossingen vom 01.06.2010 (AZ 
201000021/039) sowie den Entscheidungen des Landratsamtes Tuttlingen vom 25.02.2015 (AZ 
57-106,13), 01.07.2017 (AZ 57-106.13), 01.09.2017 (AZ 57-106.13) und 06.07.2018 (AZ 57-106.13) 

wurden Erweiterungen genehmigt.  

Mit Schreiben vom 19.07.2024 sowie Ergänzung vom 04.04.2025 und 27.03.2026 beantragte die 
Kohler Naturenergie GbR die Errichtung eines Gärproduktlagers mit Tragluftfoliendach, den 
Ausbau eines bestehenden Gärrestlagers um eine Tragluftfolienabdeckung, die Umnutzung 
eines Fahrsilos für die Lagerung von festen Gärresten sowie die Errichtung einer 
Anlagenumwallung. 

Auf Grund der geplanten Erweiterung des landwirtschaftlichen Milchviehbetriebs fällt 
zukünftig mehr Gülle und Festmist an, welcher in die Biogasanlage eingebracht werden soll. 

Die Lagerkapazität von Gülle und Gärrest wird durch die Errichtung des neuen Gärrestlagers 
von 10.430 m³ auf 16.880 m³ erhöht. Auf Grund der Abdeckung eines offenen Gärrestbehälters 

und des neuen Behälters mit Tragluftdächern entsprechend TA Luft 2021 und TRAS120 erhöht 
sich die Gasspeicherkapazität der Anlage von rd. 3,6 t auf 27,96 t. Dies trägt auch einem 

flexibleren Betrieb der Anlage bei. Da der neue Behälter oberirdisch Gärreste lagert ist der Bau 
einer Anlagenumwallung nach AwSV notwendig.  

6  Rechtliche Würdigung 
6.1 Rechtsgrundlage 

Das Vorhaben bedarf einer immissionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmigung nach den 
§§ 6, 16 und 19 Abs. 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit den §§ 1 
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und 2 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV), Nr. 9.1.1.2 und Nr. 
9.36 (Buchstabe V) des Anhangs 1 der 4. BImSchV. 

6.2 Zuständigkeit 

Das Regierungspräsidium Freiburg ist für die Erteilung der Genehmigung gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1 b 
der Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung sachlich zuständig. Die örtliche Zuständigkeit 
ergibt sich gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG). 

6.3 Verfahren 

Auf Grund der erstmaligen Überschreitung der Lagermenge an Biogas (Ziffer 1.2.2 Spalte 4 des 
Anhang 1 der 12. BImSchV) fällt die Anlage in den Geltungsbereich der Störfall-Verordnung (12. 

BImSchV). Demnach war das Verfahren gemäß § 19 Abs. 4 BImSchG durchzuführen. 

6.4 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Für das Vorhaben war nach §§ 9 Abs. 2 Nr. 2 und 7 Abs. 1 UVPG sowie den Nrn. 8.4.2.2 und 
9.1.1.3 der Anlage 1 zum UVPG im Rahmen einer standortbezogenen Vorprüfung festzustellen, 
ob eine UVP-Pflicht für das Vorhaben besteht. 

Die standortbezogene Vorprüfung wurde als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung 
der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. 

Anhand der vorgelegten Unterlagen zur Vorprüfung wurde festgestellt, dass auf eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung verzichtet werden konnte. Nach Einschätzung des 
Regierungspräsidiums sind aufgrund überschlägiger Prüfung keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen des Vorhabens zu erwarten. 

Im Einwirkungsbereich der Anlage werden die einschlägigen Immissionsgrenzwerte für Lärm 
und luftfremde Stoffe nicht überschritten. Somit ist eine Beeinträchtigung des Wohlbefindens 

bzw. eine Gesundheitsgefährdung auszuschließen. Die Immissionszusatzbelastung durch die 
Anlage ist irrelevant und daher nicht geeignet, Beeinträchtigungen hervorzurufen. Die 
Beeinträchtigung des Schutzgutes Landschaft wird durch geeignete Maßnahmen kompensiert. 

Die Feststellung zum Unterbleiben einer Umweltverträglichkeitsprüfung wurde am 19.08.2024 
auf der Homepage des Regierungspräsidiums Freiburg bekanntgegeben. 
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6.5 Träger öffentlicher Belange 

Im Rahmen des Verfahrens wurden die zu beteiligenden Fachbehörden und 

Naturschutzverbände zu dem Vorhaben angehört. Dies waren: 

• Stadt Trossingen (Standortgemeinde) 
• VVG Trossingen, untere Baurechtsbehörde 
• Landratsamt Tuttlingen 

o Baurechts- und Umweltamt, untere Naturschutzbehörde 
o Baurechts- und Umweltamt, untere Bodenschutzbehörde 
o Wasserwirtschaftsamt 
o Amt für Brand- und Katastrophenschutz 
o Landwirtschaftsamt 

o Veterinäramt 

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange wurden in dieser Entscheidung 
berücksichtigt. 

 
Das Vorhaben wurde nach § 10 Abs. 3 BImSchG im Staatsanzeiger Baden-Württemberg sowie 
im Mitteilungsblatt der Stadt Trossingen und auf der Internetseite des Regierungspräsidiums 
Freiburg öffentlich bekannt gemacht. Die Offenlage der Antragsunterlagen hat stattgefunden. 
Es wurden keine Einwendungen erhoben. 

Die Anhörung der Antragstellerin gemäß § 28 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) 
hat stattgefunden. 

6.6 Genehmigungsfähigkeit 

Nach § 6 Abs. 1 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, da sichergestellt ist, dass die sich 

aus § 5 BImSchG und einer auf Grund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverordnung 
ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange 

des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.  

Bei antragsgemäßer Realisierung und Einhaltung der unter Ziffer 4 getroffenen 
Nebenbestimmungen wird insbesondere sichergestellt, dass von dem Vorhaben keine 
schädlichen Umweltauswirkungen und sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft im Sinne des § 5 Abs. 1 
Nr. 1 BImSchG hervorgerufen werden. Andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange 
des Arbeitsschutzes stehen dem Vorhaben ebenfalls nicht entgegen. Vorsorge gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen ist getroffen worden. 
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6.7 Nebenbestimmungen 

Rechtsgrundlage für die Nebenbestimmungen ist § 12 BImSchG i. V. m. § 36 

Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG). Die Nebenbestimmungen dienen zur 
Sicherstellung der Erfüllung der in § 6 Abs. 1 BImSchG genannten Voraussetzungen. Sie sind 

erforderlich aber auch ausreichend, den in § 5 BImSchG genannten Zielen und sonstigen 
berührten Rechtsvorschriften Geltung zu verschaffen. Sie gewährleisten, dass die 

Umweltauswirkungen des Vorhabens auf einem hohen Schutzniveau für die Umwelt insgesamt 
begrenzt werden und auch arbeitsschutzrechtliche Belange Berücksichtigung finden. 

6.8 Baugenehmigung 

Die Baugenehmigung ist nach § 58 Landesbauordnung (LBO) zu erteilen, da dem 
genehmigungspflichtigen Vorhaben keine von der Baurechtsbehörde zu prüfenden öffentlich-
rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Das Vorhaben steht im Einklang mit den 
bauordnungs- und bauplanungsrechtlichen Vorschriften. Die von der Baurechtsbehörde im 
Rahmen der Stellungnahme übermittelten Nebenbestimmungen wurden in dieser 
Entscheidung berücksichtigt. Die Stadt Trossingen erteilt das Einvernehmen nach § 36 BauGB 
zu dem geplanten Vorhaben. 

Zur Sicherstellung der Rückbauverpflichtung gem. § 35 Abs. 5 BauGB haben die Eigentümer 
des Grundstücks mit Flurstücks-Nr. 1520, Gewann „Lucken“, Drei-Linden-Hof, Gemarkung 
Schura sich mittels Baulast am 03.12.25 verpflichtet, den Gärrestlagerbehälter Nr. 4 (GREL 4) 
nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen und erforderlichen Nutzung vollständig 

zurückzubauen und die Bodenversiegelung zu beseitigen. 

7 Gebühren 

Die Gebührenentscheidung beruht auf den §§ 1 bis 8 und 12 Landesgebührengesetz (LGebG) i. 
V. m. §§ 1 bis 4 der Gebührenverordnung des Umweltministeriums (GebVO UM) und Nrn. 8.4.2 
und 8.8.2 des dazu ergangenen Gebührenverzeichnisses (GebVerz UM) sowie § 1 der Gebüh-
renverordnung des Ministeriums für Landesentwicklung und Wohnen (GebVO MLW) und der 
Ziffer 13.1.1 des dazu ergangenen Gebührenverzeichnisses (GebVerz MLW). Auf die beigefügte 
Gebührenmitteilung wird verwiesen. 

 
Der Berechnung liegen Investitionskosten in Höhe von XXXXXX € zugrunde, darin enthalten 
sind Baukosten in Höhe von xxxxxxx €. Die Gebühr für die Entscheidung berechnet sich wie 
folgt: 
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Gebühr nach Ziffer 8.4.2 GebVerz UM (immissionsschutzrechtliche Genehmigung): 
 

XXXXXX € * 0,008 = XXXX €        (Ziffer 8.1.1) 
XXXXX € * 1,00 = XXXXX €       (Ziffer 8.4.2) 

 
Gebühr nach Ziffer 8.8.2 (Umweltverträglichkeitsprüfung): 

XXXXX € * 1,25 = XXXXX €       (Ziffer 8.8.2) 
 

Gebühr nach Ziffer 13.1.1 GebVerz MLW (enthaltene Baugenehmigung): 
 

XXXXXX € * 0,004 = XXXXX € 
 

Gesamtgebühr: 
XXXX € + XXXX € = XXXX € 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Freiburg mit Sitz in Freiburg i. Br. erhoben werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
XXXXXXXXXXXX 
 
Anlagen 
Gebührenmitteilung 

Gesiegelte Antragsunterlagen 

 
Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite 
Datenschutzerklärungen unter dem Titel: 
A-01: Datenschutzerklärung zur Verwaltungstätigkeit der Regierungspräsidien (pdf, 511 KB)  
Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/A-01.pdf
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